
§ 62
Aberkennung staatsbürgerlicher Rechte

(1) Die staatsbürgerlichen Rechte können dem Verurteilten wegen eines 
Verbrechens gegen den Frieden oder die Menschlichkeit, Kriegsverbre­
chens, Verbrechens gegen die Deutsche Demokratische Republik oder Mor­
des aberkannt werden.

(2) Die Aberkennung staatsbürgerlicher Rechte soll den Verurteilten 
über die Dauer der Freiheitsstrafe hinaus daran hindern, diese Rechte im 
politischen und gesellschaftlichen Leben zu mißbrauchen, und soll ihm 
die Schwere des Verbrechens bewußt machen.

(3) Die Dauer der Aberkennung beträgt mindestens zwei und höchstens 
zehn Jahre und beginnt mit der Entlassung aus dem Strafvollzug. Der 
Verurteilte verliert während dieser Zeit das Recht, in staatlichen Ange­
legenheiten zu stimmen, zu wählen und gewählt zu werden. Hat der Ver­
urteilte während des Vollzugs der Freiheitsstrafe und danach sich ver­
antwortungsbewußt verhalten und durch besondere Leistungen bewährt, 
kann die Dauer der Aberkennung durch Beschluß des Gerichts verkürzt 
werden. Die gesellschaftlichen Organisationen und unter ihrer Mitwirkung 
die Kollektive der Werktätigen können entsprechende Anträge stellen.

(4) Mit der Aberkennung staatsbürgerlicher Rechte verliert der Verur­
teilte seine aus staatlichen Wahlen hervorgegangenen Rechte, seine lei­
tenden Funktionen auf staatlichem, wirtschaftlichem und kulturellem Ge­
biet sowie seine staatlichen Würden, Titel, Auszeichnungen und Dienst­
grade.

(5) Bei Jugendlichen ist die Aberkennung staatsbürgerlicher Rechte nicht 
zulässig.

6. A b s c h n i t t
§ 63 

Ausweisung
Gegenüber Tätern, die nicht Bürger der Deutschen Demokratischen Re­

publik sind, kann anstelle oder neben der in der verletzten Strafrechts­
norm angedrohten Strafe auf Ausweisung als Haupt- oder Zusatzstrafe 
erkannt werden.

7. A b s c h n i t t
§ 64 

Todesstrafe
(1) Die Todesstrafe wird gegen Personen ausgesprochen, die besonders 

schwere Verbrechen begangen haben, soweit sie gesetzlich zulässig ist. 
Sie ist mit der dauernden Aberkennung aller staatsbürgerlichen Rechte 
verbunden und wird durch Erschießen vollstreckt.

(2) Gegen Jugendliche wird die Todesstrafe nicht ausgesprochen. Gegen 
Frauen, die zur Zeit der Tat, der Verurteilung oder der Vollstreckung 
schwanger sind, sowie gegen Täter, die nach der Verurteilung.geisteskrank 
geworden sind, wird die Todesstrafe nicht angewandt.

8. A b s c h n i t t  
Bemessung der Strafe

§ 65
Grundsätze der Strafzumessung

(1) Bei der Strafzumessung hat das Gericht die Grundsätze der soziali­
stischen Gerechtigkeit zu verwirklichen.

(2) Art und Maß der Strafe sind innerhalb des gesetzlichen Strafrahmens 
unter Berücksichtigung der Art und Schwere des Verschuldens des Täters, 
der Ursachen und.Beweggründe der Tat, der persönlichen Eigenschaften 
des Täters, seiner Entwicklung, seines Bewußtseinsstandes, seines gesell­
schaftlichen Verhaltens vor und nach der Tat und ihrer Umstände und 
Folgen zu bestimmen, soweit diese über die Schwere der Tat und die Fä­
higkeit und Bereitschaft des Täters Aufschluß geben, künftig seiner Ver­
antwortung gegenüber der sozialistischen Gesellschaft nachzukommen. Es 
ist insbesondere zu prüfen, inwieweit der Täter aus bereits erfolgten Be­
strafungen entsprechende Lehren gezogen hat. Bei der Festsetzung der 
Strafe hat das Gericht sowohl die zugunsten als auch zuungunsten des 
Täters vorliegenden Umstände allseitig zu würdigen.
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